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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Strafprozessordnung 
(§ 110 Abs. 1, § 111f Abs. 3, § 163a Abs. 6 StPO) 


A. Problem und Ziel 

Der Entwurf verfolgt das Ziel, das Ermittlungsverfahren effektiver zu gestalten, 
bei gleichzeitiger Stärkung der Rolle der Polizei die Justizorgane zu entlasten 
und die Zusammenarbeit von Staatsanwaltschaft und Polizei weiter zu verbes- 
sern. 


B. Lösung 

Der Entwurf enthält punktuelle Änderungen der Strafprozessordnung. Er er- 
möglicht die Durchsicht von Papieren des von einer Durchsuchung Betroffenen 
auf Weisung der Staatsanwaltschaft auch durch deren Hilfsbeamte (§ 152 
GVG). Des Weiteren sieht er vor, dass die Vollziehung des Arrests in bewegli- 
che Sachen zur Sicherung späteren Wertersatzverfalls oder späterer Wertersatz- 
einziehung auch durch die Staatsanwaltschaft oder durch deren Hilfsbeamte 
erfolgen kann. Schließlich begründet er eine Erscheinens- und Aussagepflicht 
des Zeugen auf Ladung vor der Polizei, wenn der Ladung ein Auftrag oder ein 
Ersuchen der Staatsanwaltschaft zu Grunde liegt. 

Die vorgeschlagenen Änderungen bezwecken sowohl eine Entlastung der Jus- 
tizorgane als auch eine Stärkung der Rolle der Polizei im Ermittlungsverfahren. 
Die Ermittlungen sollen insgesamt effektiviert werden. Die Sachleitungsbefug- 
nis der Staatsanwaltschaft, ihre Verantwortung für die Einhaltung des Legali- 
tätsprinzips, die Vollständigkeit der Sachverhaltserforschung und die Justizför- 
migkeit des Verfahrens bleiben gewahrt. 


C. Alternativen 

Beibehaltung des bisherigen unbefriedigenden Rechtszustandes. 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

Wird die Erscheinens- und Aussagepflicht des Zeugen auf Ladung vor der Poli- 
zei eingeführt, mag damit zu rechnen sein, dass besonders schutzwürdige Zeu- 
gen in vermehrtem Umfang Anspruch auf anwaltlichen Beistand schon bei der 
polizeilichen Vernehmung haben (§§ 68b, 406f StPO). Dies könnte zu ver- 
mehrtem Aufwand und zu zeitlichen Verzögerungen führen. Zudem dürften in 
gewissem Maße erhöhte Ausgaben für Zeugenentschädigungen entstehen. Der 
Mehraufwand dürfte sich jedoch in vertretbarem Rahmen halten. Eine Beziffe- 
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rang der zu gewärtigenden Mehrkosten ist nicht möglich, weil sich das für eine 
Schätzung notwendige Zahlenmaterial nur durch Untersuchungen gewinnen 
ließe, die mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand an Zeit und Kosten 
verbunden wären. 

Die beschriebenen Folgewirkungen sind im Flinblick sowohl auf die mit der 
Einführung der Erscheinens- und Aussagepflicht des Zeugen verbundene Stei- 
gerung der Effektivität des Ermittlungsverfahrens und den Entlastungseffekt 
als auch im Eiinblick auf die Berücksichtigung berechtigter Zeugenbelange hin- 
zunehmen. 


E. Sonstige Kosten 

Keine 
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BüNDliSRKPUBLlK DEUTSCHLAND 
der Bundeskanzler 


Berlin, den 


A 


Mai 2001 


022 M 31 ) - 443 00 - Str 200/01 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Platz der Republik 

11011 Berlin 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 761. Sitzung am 30. März 2001 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Strafprozessordnung 
(§ 110 Abs. 1, § 1 1 1f Abs. 3, § 163a Abs. 6 StPO) 

mit Begründung und Vorblatt {Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Strafprozessordnung 
(§ 110 Abs. 1, § 111f Abs. 3, § 163a Abs. 6 StPO) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Strafprozessordnung 

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 7. April 1987 (BGBl. 1 S. 1074, 1319), zuletzt 
geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. ln § 110 Abs. 1 werden nach dem Wort „Staatsanwalt- 
schaft“ die Wörter „und auf deren Weisung ihren Hilfs- 
beamten (§ 152 des Gerichtsverfassungsgesetzes)“ ein- 
gefugt. 

2. § 1 1 lf Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Soweit ein Arrest nach den Vorschriften über die Pfän- 
dung in bewegliche Sachen zu vollziehen ist, kann dies 
durch die in § 2 der Justizbeitreibungsordnung bezeich- 
nete Behörde, die Staatsanwaltschaft oder durch deren 


Hilfsbeamte (§ 152 des Gerichtsverfassungsgesetzes) 
bewirkt werden.“ 

3. Dem § 163a wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Zeugen sind verpflichtet, auf Ladung vor der 
Polizeibehörde zu erscheinen und zur Sache auszusagen, 
wenn der Ladung ein Auftrag oder ein Ersuchen der 
Staatsanwaltschaft zu Grunde liegt. Be unberechtigtem 
Ausbleiben oder unberechtigter Weigerung eines Zeugen 
kann die Staatsanwaltschaft von den in §§51 und 70 
vorgesehenen Maßregeln Gebrauch machen. § 161a 
Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 gilt entsprechend.“ 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die praktische Zusammenarbeit von Staatsanwaltschaft und 
Polizei im Ermittlungsverfahren ist vertrauensvoll und gut. 
Ein weiterer Ausbau und eine weitere Verbesserung dieser 
Zusammenarbeit ist gleichwohl anzustreben, da die Mög- 
lichkeiten, die Zusammenarbeit noch besser und noch effek- 
tiver zu gestalten, noch nicht ausgeschöpft sind. Weitere 
Verbesserungen der Zusammenarbeit lassen sich nach den 
bisherigen Erfahrungen in erster Linie durch praktische 
Maßnahmen erzielen. Hierbei sind vor allem die Möglich- 
keiten einer engen Kooperation von Staatsanwaltschaft und 
Polizei vor Ort weiter zu nutzen. Hierfür bieten sich zum 
Beispiel die Verfolgung von Intensivtätem sowie die Vorbe- 
reitung des Täter-Opfer-Ausgleichs und des beschleunigten 
Verfahrens besonders an. 

Punktueller Verbesserungsbedarf besteht jedoch auch fin- 
den Gesetzgeber. Die Vielzahl der Ermittlungsverfahren im 
Bereich kleinerer und mittlerer Kriminalität wird zunächst 
ohne staatsanwaltliche Beteiligung auf polizeilicher Ebene 
geführt. Die Ermittlungsvorgänge werden hier regelmäßig 
von der Polizei selbständig und ohne staatsanwaltliche Wei- 
sungen durchgeführt. Insoweit haben sich die Verhältnisse 
geändert, die der Strafprozessordnung von 1877 zu Grande 
lagen. Diese Entwicklung geht einher mit der Tatsache, dass 
die polizeiberafliche Qualifikation signifikant zugenommen 
hat. Ein entscheidender Ansatzpunkt, strafrechtliche Ermitt- 
lungsverfahren effizienter zu führen und zu verbessern, liegt 
auch in der Stärkung der Rolle der Polizei. Dabei geht es 
keineswegs darum, die überkommene und bewährte funkti- 
onale Aufgabenverteilung zwischen Staatsanwaltschaft und 
Polizei in Frage zu stellen. Insbesondere die Sachleitungs- 
befugnis der Staatsanwaltschaft steht außer Frage. Die Ver- 
antwortung für die Einhaltung des Legalitätsprinzips, die 
Vollständigkeit der Sachverhaltsforschung und die Justiz- 
förmigkeit des Verfahrens verbleibt in vollem Umfang bei 
der Staatsanwaltschaft. 

Der Entwurf greift Vorschläge auf, deren Umsetzung die 
Justizministerinnen und -minister sowie die Innenminister 
und -Senatoren der Länder auf ihren Herbstkonferenzen 
vom 22. bis 24. November 2000 in Brüssel und am 
24. November 2000 in Bonn als kurzfristig umsetzbar an- 
gesehen haben. Darüber hinaus sollte der Gesetzgeber der 
Tatsache Rechnung tragen, dass die Polizei nicht nur in der 
Ermittlungswirklichkeit, sondern auch im Hinblick auf den 
inzwischen erreichten hohen Aus- und Fortbildungsstand 
längst aus der Rolle einer untergeordneten Hilfsfunktion 
hinaus gewachsen ist. Kaum mehr bestritten ist, dass der 
Begriff des „Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft“ (§ 152 
GVG) nicht mehr zeitgemäß und der guten Zusammenarbeit 
zwischen Polizei und Justiz eher abträglich ist, weil er der 
heutigen Funktion der Polizei im Ennittlungsverfahren 
nicht mehr entspricht und teilweise als belastend empfun- 
den wird. Die Justiz- und Innenminister haben sich daher 
auf gen genannten Konferenzen einstimmig dafür ausge- 
sprochen, den Begriff in „Ermittlungsbeamte der Staatsan- 
waltschaft“ zu ändern. Der Entwurf sieht davon ab, entspre- 
chende Vorschläge zu unterbreiten, weil dahin gehende Ge- 


setzesänderangen nicht kurzfristig erfolgen können. Er folgt 
damit dem Votum der Justiz- und Innenminister, wonach die 
Bundesregierung das Anliegen aufgreifen und die gesetzge- 
berische Umsetzung einleiten sollte. Dabei sollten auch die 
von der ressortübergreifenden Projektgrappe „Zusammen- 
arbeit von Staatsanwaltschaft und Polizei im Ermittlungs- 
verfahren“ in ihrem Abschlussbericht vom 6. Juni 2000 
hierzu aufgezeigten Gesichtspunkte berücksichtigt werden. 
Die Projektgrappe war im Auftrag der gemeinsamen Konfe- 
renz der Innen- und der Justizminister der Länder mit der 
Überprüfung der Regelung der Zusammenarbeit der beiden 
StrafVerfolgungsorgane befasst. 

Der vorgelegte Gesetzentwurf greift drei kurzfristig umsetz- 
bare rechtspolitische Empfehlungen der gemeinsamen Pro- 
jektgrappe auf: 

1. Zur Durchsicht von Papieren eines von einer Durchsu- 
chung Betroffenen sollen, auf Weisung der Staatsanwalt- 
schaft, auch deren Hilfsbeamte befugt sein. 

Der Vorschlag erfolgt unbeschadet der empfohlenen 
Änderung des nicht mehr zeitgemäßen Begriffs des 
„Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft“. Er war schon 
Gegenstand des vom Bundesrat eingebrachten Gesetz- 
entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Entlastung der 
Rechtspflege (strafrechtlicher Bereich) - Bundesrats- 
dracksache 633/95; Bundestagsdracksache 13/4541 -, 
der in der letzten Wahlperiode nicht verabschiedet wer- 
den konnte und der Diskontinuität anheim gefallen ist. 
Diesem Entwurf waren umfangreiche Vorarbeiten der 
Länder unter Einbeziehung der gerichtlichen und staats- 
anwaltschaftlichen Praxis und Anhörung der betroffe- 
nen Verbände und Organisationen vorausgegangen. 

2. Die Vollziehung des dinglichen Arrests in bewegliche 
Sachen zur Sicherang späteren Wertersatzverfalls oder 
späterer Wertersatzeinziehung soll auch durch die 
Staatsanwaltschaft oder durch deren Hilfsbeamte erfol- 
gen können. 

Diese Maßnahme entspricht langjährigen Forschungen 
der Praxis und trägt dazu bei, die Sicherstellungspraxis 
bei der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung zu ef- 
fektivieren. 

3. Zeugen sollen verpflichtet sein, auf Ladung vor der Poli- 
zei zu erscheinen und zur Sache auszusagen, wenn der 
Ladung ein Auftrag oder ein Ersuchen der Staatsanwalt- 
schaft zu Grande liegt. 

Eine entsprechende Prüfbitte hat der Bundesrat in seiner 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Bundesregierang 
zur Änderung und Ergänzung des Strafverfahrensrechts 
- Strafverfahrensänderangsgesetz 1999 (StVÄG 1999) - 
unterbreitet (Bundesratsdracksache 65/99 (Beschluss), 
Ziffer 8), damit allerdings die weitergehende Überle- 
gung verbunden, der Polizei unter Umständen auch ein 
recht auf zwangsweise Vorführung der ausgebliebenen 
oder aussageunwilligen Zeugen einzuräumen. Die Bun- 
desregierang weist in ihrer Gegenäußerang unter ande- 
rem daraufhin, dass ein so schwerwiegender Eingriff in 
die Vorführung eines Zeugen nicht ohne Mitwirkung 
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eines Justizorgans erfolgen dürfe (Bundestagsdruck- 
sache 14/1484, Anlage 3, S. 46, zu Nummer 8). Der Ent- 
wurf verzichtet darauf, der Polizei die Entscheidung 
über Zwangs- und Ordnungsmittel gegenüber ausgeblie- 
benen oder aussageunwilligen Zeugen zu übertragen. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 (Änderung der Strafprozessordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 110 Abs. 1 StPO) 

Die Durchsicht der bei einer Durchsuchung gefundenen Pa- 
piere des Betroffenen dient der Entscheidung, ob ihre Be- 
schlagnahme im Sinne von § 94 Abs. 2 StPO anzuordnen 
oder herbeizuführen ist (§ 98 Abs. 1 StPO). Der geltende 
§110 Abs. 1 StPO, wonach nur die Staatsanwaltschaft zur 
Durchsicht befugt ist, wird insbesondere angesichts der Ent- 
wicklung der modernen Bürotechnik praktischen Bedürfnis- 
sen nicht mehr gerecht, zumal der Begriff „Papiere“ alle Ar- 
ten von Unterlagen, auch elektronische, umfasst (vgl. die 
Nachweise bei Kleinknecht/Meyer-Goßner, StPO-Komm., 
44. Aufl., § 110 Rdnr. 1). Dies gilt namentlich - aber nicht 
nur - für die Sichtung umfangreicher Datenbestände in 
Computern. Da Staatsanwälte auf Grund ihrer juristischen 
Ausbildung nicht ohne weiteres befähig sind, Datenträger 
zu sichern, auf denen sich neben unverfänglichen Dateien 
auch solche strafbaren, etwa kinderpornografischen oder 
rechtsextremen Inhalts befinden, käme es einer Verschwen- 
dung von Ressourcen gleich, wenn sich Staatsanwälte Wo- 
chen- und monatelang mit der Auswertung von Datenträ- 
gern befassen müssten. Demgegenüber verfügt die Polizei 
über besonders ausgebildete, spezialisierte und erfahrene 
Bedienstete, die diese Aufgabe wahrnehmen können. Die 
Durchsicht, die ein Teil der Durchsuchung und wie diese 
anfechtbar ist, könnte wesentlich beschleunigt werden, 
wenn auch Polizeibeamte dazu befugt wären. Mithin er- 
scheint es geboten, den praktischen Bedürfnissen dadurch 
zu entsprechen, dass es der Staatsanwaltschaft ermöglicht 
wird, ihre Hilfsbeamten zur eigenverantwortlichen Durch- 
sicht hinzuzuziehen. Damit würde das allgemeine Strafver- 
fahrensrecht dem Rechtszustand angeglichen, der bereits in 
Verfahren wegen Steuerstraftaten im Hinblick auf die in 
§ 404 Satz 2 AO getroffene Regelung bezüglich der Be- 
diensteten der Zollfahndungsämter und der Dienststellen 
der Steuerfahndung besteht. 

Die im Entwurf vorgesehene Ergänzung des § 110 Abs. 1 
StPO verwendet den an vielen Stellen in der Strafprozess- 
ordnung zur Einräumung besonderer Befugnisse verwende- 
ten und in § 152 GVG umschriebenen Begriff der Hilfsbe- 
amten der Staatsanwaltschaft. Diese sollen allerdings erst 
nach Anordnung der Staatsanwaltschaft die Durchsicht vor- 
nehmen dürfen. Dies setzt nicht die physische Anwesenheit 
eines Staatsanwalts bei der Durchsicht voraus. 

Der Vorschlag führt damit zu einer Entlastung der Staats- 
anwaltschaft und zu einer Stärkung der Rolle der Polizei im 
Ermittlungsverfahren. 

Zu Nummer 2 (§ 1 1 If Abs. 3 Satz 1 StPO) 

Nach geltendem Recht können bewegliche Gegenstände, die 
als Tatbeute, Tatlohn, Tatprodukt oder Tatwerkzeug dem 


Verfall oder der Einziehung unterliegen, vor Ort vom Staats- 
anwalt oder seinen Hilfsbeamten durch Beschlagnahme 
sichergestellt werden. Liegt ein dinglicher Arrest gemäß 
§ 1 1 1 o StPO für eine spätere Vermögensstrafe vor, so kön- 
nen auch bewegliche Sachen des Beschuldigten, die keinen 
solchen unmittelbaren Bezug zur Tat aufweisen, durch den 
Staatsanwalt oder dessen Hilfsbeamte gepfändet werden. 

Soll hingegen ein dinglicher Arrest gemäß § 111b Abs. 2, 
§ 1 1 1 d StPO in gleichfalls nicht tatbezogene bewegliche 
Habe des Beschuldigten vollzogen werden, um die nachfol- 
gende Abschöpfung von Wertersatz zu sichern, so muss 
gemäß § 1 1 lf Abs. 3 Satz 1 StPO die nach § 2 der Justizbei- 
treibungsordnung zuständige Stelle, also der Gerichtsvoll- 
zieher, die Pfändung vornehmen. Dies birgt erhebliche 
Nachteile für die Praxis: Ob vor Ort noch die unmittelbar tat- 
bezogenen Gegenstände aufzufinden sind oder nur noch 
Wertgegenstände des allgemeinen Tätervermögens sicherge- 
stellt werden können, ist regelmäßig nicht vorherzusehen. 
Daher muss vorsichtshalber zu jeder Durchsuchung ein 
Gerichtsvollzieher zugezogen werden. In größeren Wirt- 
schaftsstrafverfahren wird darüber hinaus regelmäßig an 
vielen Orten, die nicht selten in unterschiedlichen Gerichts- 
vollzieherbezirken liegen, gleichzeitig durchsucht. Der Ko- 
ordinationsaufwand wird hier unangemessen groß. Schließ- 
lich sind - vor allem in Ad-hoc-Lagen sowie nachts und an 
Wochenenden - Gerichtsvollzieher erfahrungsgemäß nur 
schwer erreichbar. Ein ausreichender Bereitschaftsdienst der 
Gerichtsvollzieher steht nicht flächendeckend zur Verfü- 
gung. Gerichtsvollzieher sind zudem oft im Außendienst un- 
terwegs und generell stark belastet, weshalb selbst zu übli- 
chen Dienstzeiten eine schnelle Zuziehung häufig scheitert. 

Diese zuständigkeitsbedingte Gefährdung des Abschöp- 
fungserfolgs ist besonders misslich, weil keine zwingenden 
Gründe für die Einschaltung des Gerichtsvollziehers beim 
Vollzug dinglicher Arreste in bewegliche Sachen bestehen. 
Dies legt schon die abweichende Regelung in § 1 1 1 o StPO 
nahe. 

Die durch § lllf Abs. 3 Satz 1 StPO-E vorgeschlagene 
Regelung ermöglicht eine effektivere Sicherstellungspraxis 
bei der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung. Praktische 
Hemmnisse werden beseitigt, die Gerichtsvollzieher werden 
entlastet. Die Möglichkeit ihrer Zuziehung bleibt in Fällen 
erhalten, in denen dies von den Strafverfolgungsorganen für 
sachgerecht erachtet wird. 

Zu Nummer 3 (§ 163 a Abs. 6 - neu - StPO) 

Das geltende Strafverfahrensrecht sieht eine Verpflichtung 
des Zeugen, vor der Polizei zu erscheinen und auszusagen, 
nicht vor. Nach § 161a Abs. 1 Satz 1 StPO sind Zeugen ver- 
pflichtet, auf Ladung vor der Staatsanwaltschaft zu erschei- 
nen und zur Sache auszusagen. Die Polizei hat nur die Mög- 
lichkeit, den Zeugen darauf hinzuweisen, dass sie im Wei- 
gerungsfälle auf seine Vernehmung durch den Staatsanwalt 
oder den Richter hinwirken werde, bei welchem für ihn eine 
Erscheinens- und Aussagepflicht bestehe. 

Ermittlungsverfahren könnten effizienter geführt werden, 
wenn für Zeugen eine Erscheinens- und Aussagepflicht bei 
der Polizei bestünde. Einer frühzeitigen Erstvemehmung 
durch die Polizei kommt insbesondere dann Bedeutung zu, 
wenn die sachleitende Staatsanwaltschaft noch nicht genü- 
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gend Kenntnis von dem Sachverhalt hat, besonders polizei- 
liches Erfahrungswissen nutzbar zu machen ist oder etwa 
auf Datenbestände und Erkenntnisse aus der vorbeugenden 
Verbrechensbekämpfung, die der Staatsanwaltschaft nicht 
unmittelbar zur Verfügung stehen, zurückgegriffen werden 
muss. Die Strafverfolgungsbehörden haben es nicht selten 
mit wankelmütigen und bedrohten Zeugen zu tun, deren 
Aussagebereitschaft - auch bei der Polizei - gefordert wer- 
den sollte. Für den Ermittlungserfolg kann es entscheidend 
sein, wenn gerade solche Zeugen so frühzeitig wie möglich 
vernommen werden und schon bei der ersten Vernehmung 
weiterführende Angaben machen. Die Effektivität der Straf- 
verfolgung bedingt, dass bei der Vernehmung von Zeugen 
auch das Erfahrungswissen der Polizei umfassend nutzbar 
gemacht wird. Insbesondere bei der Bekämpfung der Orga- 
nisierten Kriminalität müssen die verfügbaren kriminaltak- 
tischen Möglichkeiten bestmöglich genutzt werden, ln die 
kleinere und mittlere Kriminalität betreffenden Ermittlungs- 
verfahren erscheinen zudem auch weniger bedeutsame, aber 
dennoch letztlich von der Staatsanwaltschaft zu verneh- 
mende Zeugen oftmals auf polizeiliche Ladung aus Be- 
quemlichkeit, wegen damit verbundener Kosten oder wegen 
des erforderlichen Zeitaufwands nicht. Eine Erscheinens- 
pflicht bei der Polizei dürfte sich in diesen Fällen schon des- 
halb beschleunigend, entlastend und kostensenkend auswir- 
ken, weil derartige Zeugen - einmal erschienen - in aller 
Regel aussagebereit sind. Besteht zugleich eine Aussage- 
pflicht bei der Polizei, wird der Entlastungseffekt verstärkt. 


Rechtsstaatliche Bedenken gegen die vorgeschlagene Stär- 
kung der Rolle der Polizei im Ermittlungsverfahren beste- 
hen nicht. Auftrag und Ersuchen (§161 Abs. 1 Satz 2 StPO) 
der Staatsanwaltschaft bringen die Leitungsbefugnis der 
Staatsanwaltschaft in dem erforderlichen Maße zur Geltung. 
Sie setzen insbesondere in schwierigen und komplexen Ver- 
fahren eine frühzeitige Einbindung der Staatsanwaltschaft 
und zügigen Informationsaustausch mit der Polizei voraus. 
Der Auftrag oder das Ersuchen kann allgemein oder für den 
Einzelfall erklärt werden. 

Eine Entscheidungsbefugnis der Polizei über Zwangsmaß- 
nahmen oder Ordnungsmittel gegen nicht erschienene oder 
aussageunwillige Zeugen ist mit der vorgeschlagenen Maß- 
nahme freilich nicht verbunden. Diese Befugnisse verblei- 
ben bei der Staatsanwaltschaft. Ein so schwerwiegender 
Eingriff wie die Vorführung eines Zeugen darf im straf- 
rechtlichen Ermittlungsverfahren nicht ohne Mitwirkung 
eines Justizorgans erfolgen. Ob eine Zeugenaussage wegen 
ihrer Bedeutung erzwungen werden darf, lässt sich oftmals 
nur aus einer der Staatsanwaltschaft obliegenden Gesamt- 
schau des Verfahrens unter Berücksichtigung der materiel- 
len sowie prozessualen Rechtslage beurteilen. 


Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Eine effektive und zugleich an den Geboten der Rechts- 
staatlichkeit ausgerichtete Strafverfolgung bedarf der gu- 
ten und vertrauensvollen Zusammenarbeit zwischen Poli- 
zei und Justiz. Alle Bemühungen, die diese Zusammen- 
arbeit tatsächlich fördern, verbessern oder intensivieren 
finden daher die Unterstützung der Bundesregierung. Von 
diesem Gedanken ist auch die von der Bundesregierung 
geplante Reform des Strafverfahrens getragen, die auch 
eine Verbesserung des Ermittlungsverfahrens zum Ziel hat. 
Schon deshalb bestehen Bedenken gegen vorweggenom- 
mene punktuelle Änderungen wie der Entwurf des Bundes- 
rates sie vorsieht. 

Nach den Vorstellungen der Bundesregierung soll die Rolle 
der Staatsanwaltschaft als „Herrin des Ermittlungsverfah- 
rens“ gestärkt werden. Die Staatsanwaltschaft gewährleistet 
durch die ihr eingeräumte Sachleitungsbefügnis die Einhal- 
tung des Legalitätsprinzips, die Vollständigkeit der Sachver- 
haltserforschung und die Justizförmigkeit des Verfahrens. 
Der vorliegende Entwurf zielt hingegen fast ausschließlich 
auf eine Verlagerung von Kompetenzen der Staatsanwalt- 
schaft auf die Polizei. 

Zu Artikel 1 Nummer 1 (Änderung § 110 Abs. 1 StPO) 

Die Bundesregierung beabsichtigt eine Reform des Straf- 
verfahrens, die auch auf eine Optimierung des Ermittlungs- 
verfahrens abzielt. Sie ist deshalb der Auffassung, dass 
punktuelle Änderungen des Strafverfahrensrechts bis dahin 
vermieden werden sollten. Auch bei der Prüfung des Vor- 
schlags des Bundesrates wird zu berücksichtigen sein, dass 
die Sachleistungsbefugnis des Staatsanwaltschaft und ihre 
Verantwortung für die Einhaltung der Justizförmigkeit des 
Verfahrens gewahrt bleiben. 


Zu Artikel 1 Nummer 2 (Änderung § lllf Abs. 3 Satz 1 
StPO) 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, dass die Vollzie- 
hung des Arrests in bewegliche Sachen ausdrücklich auch 
der Staatsanwaltschaft und ihren Hilfsbeamten ermöglicht 
werden sollte. 

Eine solche Regelung, die der wünschenswerten Steigerung 
der Effizienz der Vermögensabschöpfung dient, kann unter 
Berücksichtigung der derzeit stattfindenden Auswertung der 
Ländererfahrungen mit dem geltenden Recht und unabhän- 
gig von einem sich daraus etwa ergebenden weiteren Ände- 
rungsbedarf kurzfristig geregelt werden. Über die Einzel- 
heiten der Umsetzung wird im Gesetzgebungsverfahren 
allerdings noch zu beraten sein. 

Zu Artikel 1 Nummer 3 (neuer § 163a Abs. 6 StPO) 

Der Anfügung eines neuen § 163a Abs. 6 StPO bedarf es 
nicht. 

Auch diese vorgeschlagene Neuregelung führt zu einer blo- 
ßen Verlagerung von Kompetenzen auf die Polizei. Nach 
der Begründung des Gesetzentwurfs käme einer Erschei- 
nens- und Aussagepflicht von Zeugen bei der Polizei insbe- 
sondere dann Bedeutung zu, wenn die Staatsanwaltschaft 
noch nicht genügend Kenntnis von dem Sachverhalt habe, 
eine frühzeitige Vernehmung aber gleichwohl bedeutsam 
sei. Damit würde jedoch ein Auftrag oder ein Ersuchen der 
Staatsanwaltschaft zur Ladung eines Zeugen durch die 
Polizei, soll er nicht reine Formsache bleiben, in jedem 
Einzelfall eine vorherige umfassende Information über den 
Verfahrensstand voraussetzen. Eine Beschleunigung und 
Steigerung der Effizienz von Ermittlungsverfahren ist daher 
von diesem Vorschlag nicht zu erwarten. 
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